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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 27. Dezember 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atamgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats zur Änderung von Artikel 11 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 23 über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Obst 
und Gemüse. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Dezem- 
ber 1967 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrucfcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
zur Änderung von Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung Nr. 23 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN ! 

GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschalt, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Lichte gewonnener Erfahrungen erscheint es 
unerläßlich, einige Bestimmungen des Artikels 1 1 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 23^), welche zuletzt 
durch die Verordnung Nr. 65/65/EWG -) geändert 
wurde, zu ändern, um eine vorrangige Behandlung 
der Mitgliedstaaten, die sich aus der Anwendung des 
Vertrages ableitet, aufrechterhalten zu können. 

Ein angemessener Schutz gegen Einfuhren mit 
Herkunft aus dritten Ländern zu niedrigeren Preisen 
als den Referenzpreisen kann dadurch erzielt wier- 
den, daß diese Einfuhren mit einer Ausgleichsabgabe 
in einheitlicher Höhe belegt werden. Um sich jedoch 
gegen Einfuhren aus bestimmten Herkunftsländern 
zu anormal niedrigen Preisen zu schützen, muß für 
derartige Einfuhren die erwähnte Abgabe höher fest- 
gesetzt werden können. 

Wegen der raschen Preisentwicklung auf den 
Obst- und Gemüsemärkten und um den Schutzmaß- 
nahmen die erwünschte Wirksamkeit zu verleihen, 
ist daher ein Verfahren vorzusehen, das es der 
Kommission ermöglicht, Maßnahmen auch zwischen 
zwei Sitzungen des Verwaltungsausschusses zu er- 
greifen. Dem Verwaltungsausschuß ist, sobald er 
Zusammentritt, der Entwurf einer jeweils der Markt- 
lage am Tage dieser Sitzung entsprechenden und 
etwa zu fassenden Maßnahme zur Stellungnahme 
vorzulegen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Die Unterabsätze 6, 7, 8 und 9 des Artikels 11 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 23 werden durch 
nachstehende Neufassung ersetzt: 

b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 vom 

20. April 1962, S, 965/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Genieinschalten Nr. 86 vom 

20. Mai 1965, S. 1458 '65 


„Für jedes referenzpreisgebundene Erzeugnis wird 
anhand der Notierungen auf den im vorstehenden 
Unterabsatz bezeichneten repräsentativen Einfuhr- 
märkten an jedem Markttag für jedes Herkunftsland 
ein Einfuhrpreis errechnet. 

Der Einfuhrpreis für ein bestimmtes Herkunftsland 
ist gleich dem arithmetischen Mittel der niedrigsten 
Notierungen für mindestens 30 ‘/ o der auf allen 
repräsentativen Märkten, für welche Notierungen 
voiiiegen, vermarkteten Mengen aus dem betref- 
fenden Herkunftsland, wobei diese Notierungen zu- 
vor um die sich aus der Anwendung von Artikel 23 
des Vertrages ergebenden Zölle, um die sonstigen 
Einfuhrabgaben einschließlich 'etwaiger Ausgleichs- 
abgaben sowie um die Kosten für den Transport von 
diesen Märkten zu den Grenzübergängen der Ge- 
meinschaft verringert werden. 

Liegt der Einfuhrpreis bei der Einfuhr eines Er- 
zeugnisses aus einem Drittland an zwei aufeinander- 
folgenden Markttagen um mindestens 0,5 Rech- 
nungseinheiten unter dem Referenzpreis, so wird bei 
der Einfuhr dieses Erzeugnisses aus dem betreffen- 
den Herkunftsland eine Ausgleichsabgabe erhoben. 
Diese Ausgleichsabgabe ist gleich der Differenz zwi- 
schen dem Referenzpreis und dem arithmefischen 
Mittel der beiden letzten, für das betreffende Her- 
kunftsland verfügbaren Einfuhrpreise, in der Folge 
mittlerer Einfuhrpreis genannt. Dieser mittlere Ein- 
fuhrpreis wird nunmehr an jedem Markttag für jedes 
Herkunftsland errechnet, bis für das betreffende Her- 
kunftsland die Ausgleichsabgabe aufgehoben wird. 

Ist gemäß den vorstehenden Bestimmungen bei 
mehreren Herkunftsländern für das gleiche Erzeug- 
nis und während des gleichen Zeitraums eine Aus- 
gleichsabgabe zu erheben, so wird für alle diese 
Herkunftsländer eine einheitliche Abgabe erhoben, 
es sei denn, die Einfuhrpreise bei einem oder meh- 
reren dieser Herkunftsländer sind, verglichen mit 
den Einfuhrpreisen des oder der übrigen Herkunfts- 
länder, ungewöhnlich niedrig. In diesem Falle wird 
eine zweite Abgabe festgesetzt. Ist ein und dieselbe 
Abgabe auf mehrere Herkunftsländer anwendbar, 
so ist der Betrag dieser Abgabe gleich der Differenz 
zwischen dem Referenzpreis und dem arithmetischen 
Mittel der für die einzelnen Herkunftsländer gemäß 
den Bestimmungen des vorstehenden Absatzes fest- 
gesetzten mittleren Einfuhrpreise. 
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Die Ausgleichsabgabe, die für alle Mitgliedstaaten 
gleich hoch ist, wird zu den geltenden Zöllen hinzu- 
gerechnet. 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des folgenden 
Unterabsatzes kann die Ausgleichsabgabe nicht vor 
dem fünften Tage ihrer Anwendung geändert wer- 
den. Eine Änderung ab dem fünften Tage tritt ein, 
wienn 

— - im Falle eines Herkunftslandes der mittlere Ein- 

fuhrpreis, oder 

— - im Falle mehrerer Herkunftsländer das arithme- 
tische Mittel der mittleren Einfuhrpreise 

um mehr als 0,5 Rechnungseinheiten von Durch- 
schnittspreis oder vom arithmetischen Mittel der 
Durchschnittspreise, die zur Berechnung der Aus- 
gleichsabgaben dienten, abweicht. 

Jedoch können die Abgabe oder Abgaben und 
gegebenenfalls die Gruppierungen der Herkunfts- 
ländtu jederzeit geändert werden, sobald 

— eine Abgabe auf Einfuhren aus einem neuen Her- 
kunftsland angewendet werden muß, 

-- oder im Falle der Erhebung ein und derselben 
Abgabe für mehrere Herkunftsländer eines die- 
ser Herkunftsländer für die Erhebung der Abgabe 
ausscheidet, 

— oder die Differenz zwischen den mittleren Ein- 
fuhrpreisen, die zur Berechnung des arithmeti- 
schen Mittels dienten, sich spürbar vergrößert. 


ohne daß die im vorstehenden Unterabsatz ge- 
nannte Voraussetzung gegeben ist, 

— oder eine der beiden Abgaben, die gleichzeitig in 
Kraft sein können, gemäß den Bestimmungen des 
vorstehenden Unterabsatzes geändert wird. 

Die Ausgleichsabgabe wird für ein Herkunftsland 
aufgehoben, sobald 

! — die Einfuhrpreise an zwei aufeinanderfolgenden 
i Tagen, oder 

I — der mittlere Einfuhrpreis ab dem fünften Tage 
der Erhebung der Abgabe 

I mindestens so hoch liegen wie der Referenzpreis. Sie 
I wird ebenfalls aufgehoben, wenn es für dieses Her- 
I kunftsland an fünf aufeinanderfolgenden Markttagen 
: keine Notierungen gegeben hat. 

Nach dem in Artikel 13 vorgesehenen Verfahren 
werden bestimmt: 

j - die Einzelheiten der Anwendung dieses Absatzes, 

: — die Referenzpreise. 

Einführung, Abänderung und Aufhebung der Ab- 
gabe werden nach dem gleichen Verfahren bestimmt. 

; Zwischen den regelmäßigen Sitzungen des Verwal- 
tungsausschusses werden diese Maßnahmen jedoch 
von der Kommission erlassen. In diesem Fall gelten 
I sie bis zum Inkrafttreten etwaiger, gemäß Artikel 13 
! getroffener Maßnahmen." 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
I bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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